
Zugleich hat diese Diskussion gute Lehren für die 
Zusammenarbeit bei den Massenorganisationen, vor 
allem dem Demokratischen Frauenbund Deutschlands 
und der Nationalen Front, gegeben. Die Zusammen­
arbeit aller Stellen untereinander wurde gefördert. 
Man half sich gegenseitig mit Kraftwagen aus; in 
Dessau stellte z. B. sogar der Oberbürgermeister Kraft­
wagen zur Verfügung, so daß es in diesen ganzen 
Monaten kaum eine Klage über technische Schwierig­
keiten der Durchführung gab.

In welchem Maße das Interesse der Bevölkerung an 
den Fragen des Familienrechts geweckt wurde, zeigt 
ein Bericht des Kreisgerichts Rochlitz vom 22. Novem­
ber 1954 über einen Justizausspracheabend, der zum 
Thema „Gehlen-Prozeß“ stattfinden sollte:

„Die Gemeinde Hoyersdorf ist eine ländliche Ge­
meinde und besteht aus rund 400 Einwohnern. In 
dieser Gemeinde war bisher noch keine Justizaus­
sprache über den neuen Familiengesetz-Entwurf 
durchgeführt worden, und besonders die Frauen 
waren der Meinung, daß darüber gesprochen 
würde. Aus diesem Grunde wurden zum Thema 
nur kurze Ausführungen gemacht, und es wurde 
anschließend über den Familiengesetz-Entwurf ge­
sprochen.“

Dieses Beispiel zeigt zweierlei: Einmal, in wie weitem 
Maße es gelungen ist, das allgemeine Interesse der Be­
völkerung an den Fragen des Familienrechts zu wecken. 
Auf der anderen Seite aber beweist gerade dieses Bei­
spiel die Notwendigkeit, einer solchen breiten, demo­
kratisch geführten Diskussion auch einen festen Ab­
schluß zu geben, damit nicht ihr starkes, überzeugen­
des Ergebnis zerflattert und von neuen Aufgaben ab- 
lenkt. Ein solcher Abschluß einer Diskussion muß des­
halb auch von allen Stellen jund Organisationen konse­
quent beachtet werden, um das erreichte Ergebnis nicht 
wieder zur Auflösung zu bringen.

Es zeigt sich, daß schon die Diskussion, die im letzten 
Monat geführt wurde, keine neuen Ergebnisse- mehr 
brachte. Es werden immer noch Anregungen zur Ände­
rung des Gesetzentwurfs gegeben, über deren Durch­
führung im Ministerium bereits Klarheit besteht, z. B. 
das Adoptions-Verhältnis ausdrücklich als Ehehindernis 
aufzuführen und eine gewisse Altersdifferenz zwischen 
dem Adoptierenden und dem Adoptionskind zu ver­
langen. Es zeigt sich auch in den über 6000 vorliegen­
den Protokollen über Justizaussprachen und den 
Hunderten unmittelbarer Briefe an das Ministerium 
der Justiz, daß die Behandlung der Probleme wirklich 
erschöpfend ist.

In den sechs Monaten der Diskussion hat jeder die 
vollste Gelegenheit zur Meinungsäußerung gehabt, so 
daß niemand etwa behaupten kann, er wäre mit seiner 
Meinung nicht zu Worte gekommen.

Bei aller Wichtigkeit der Fragen des Familienrechts 
dürfen sie doch nicht ablenken von den anderen wichti­
gen Problemen, die ebenfalls unseren Bürgern erklärt 
und nahegebracht werden müssen. So war die Er­
läuterung der Bedeutung der Verbrechen der Organi­
sation Gehlen, wie sie an jenem Justizausspracheabend 
in Hoyersdorf vorgesehen war, für die Aufklärung 
unserer Bevölkerung und ihre Mobilisierung gegen 
Spione, Agenten und Saboteure außerordentlich 
wichtig und mußte nach dem großen Prozeß vor dem 
Obersten Gericht eindringlichst durchgeführt werden. 
Und es bedarf wohl keines Hinweises, daß im Augen­
blick die Erläuterung der Moskauer Deklaration bis in 
das letzte Dorf hinein, die Mitwirkung an der Organi­
sierung des beharrlichen und notwendigen Kafnpfes 
gegen die Ratifizierung der Pariser Verträge und für 
die Erhaltung des Friedens im Vordergrund stehen 
muß.

Der Abschluß der allgemeinen Diskussion gibt nun­
mehr die Grundlage für die weitere Arbeit im Mini­
sterium. Die Einschätzung der Tausende von Meinungs­
äußerungen führt zu der Feststellung, daß den Grund­
prinzipien des Entwurfs weitaus überwiegend zuge­
stimmt wird, daß jedoch im einzelnen eine Fülle von 
Anregungen vorliegen, die zum Teil sehr genau auf 
ihre Wurzeln untersucht werden müssen. Entsprechen 
bestimmte Vorschläge und Wünsche unserer gesell­
schaftlichen Realität oder sind sie noch Ausdruck über­
kommener Vorstellungen, die eine Berücksichtigung 
nicht mehr verdienen, sondern durch Überzeugung zu 
überwinden sind? Dazu kommt für die Arbeit des 
Ministeriums, daß nach der endgültigen Klärung aller 
materiell-rechtlichen Fragen eine große Anzahl 
formeller Fragen zu klären sind, wie Fragen des 
Personenstandes und des Prozeßverfahrens in Familien­
sachen. Dem wird eine weitere wissenschaftliche Be­
handlung dieser Fragen, die in der Fachpresse — in 
der „Neuen Justiz“, in „Staat und Recht“ und im 
„Schöffen“ — fortgesetzt werden wird, förderlich sein.

Abschließend möchte ich mit der Wiederholung des 
Dankes an alle, die sich mit Begeisterung für die 
Durchführung der Diskussion eingesetzt haben, den 
Wunsch aussprechen, daß die gleiche Einsatzfreudig­
keit auch für die Zukunft die gesamte propagandistische 
Arbeit der Mitarbeiter des Justizapparates erfüllen 
möge.

Zur Methodik der Gesetzesanwendung
Bemerkungen zu dem Aufsatz von Such über die Verjährung*)

Von Dr. HELMUT OSTMANN, Hauptabteilungsleiter im Ministerium der Justiz

I
Aus der Veränderung der Produktionsverhältnisse, 

insbesondere aus der Schaffung des Volkseigentums und 
der Einführung des Prinzips der wirtschaftlichen Rech­
nungsführung in der volkseigenen Wirtschaft, leitet 
S u c h  die Ansicht ab, daß nicht nur für die künftige 
Gesetzgebung — wie K l e i n e 1 )  es gefordert hatte —, 
sondern bereits nach geltendem Recht in den meisten 
Fällen die Verjährung von Amts wegen zu beachten 
sei. Nur für die Verjährung von Forderungen zwischen 
privaten Betrieben und Bürgern sieht Such die Rege­
lung des § 222 BGB als fortgeltend an und hält eine 
Belehrung des Gerichts über dieses Leistungsverweige- 
rungsrecht gemäß § 139 ZPO für ausreichend. In allen 
anderen Fällen jedoch soll bereits nach geltendem Recht 
das Gericht verpflichtet sein, die Verjährung von Amts 
wegen zu beachten, also die Klage abzuweisen, selbst 
wenn der Verklagte die Einrede der Verjährung trotz 
Belehrung nicht geltend macht. Das soll sowohl im 
Verfahren vor dem Vertragsgericht wie vor dem Zivil­
gericht, für Forderungen zwischen staatlichen Betrieben,

*) NJ 1954 S. 434. 
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aber auch für alle Forderungen gegen staatliche Betriebe 
sowie für Forderungen staatlicher Betriebe gegen Bür­
ger und auch für Forderungen zwischen sozialistischen 
genossenschaftlichen Betrieben und gegen solche gelten.

Such begründet diese Auffsassung im ersten Teil 
seines Aufsatzes mit der grundsätzlichen These, daß 
sich auf Grund der neuen Produktionsverhältnisse nicht 
nur der gesellschaftliche Inhalt des § 222 BGB gewan­
delt, sondern daß diese Bestimmung sich auch rechtlich 
verändert habe; die Inhaltsänderung habe die „Ver­
änderung der Rechtsform“ zur Folge. Such weist selbst 
darauf hin, daß in Diskussionen das Bedenken ge­
äußert worden ist, ob dieses Ergebnis nicht eine Ver­
letzung der Gesetzlichkeit enthalte, und betont dem­
gegenüber, daß umgekehrt die Anwendung des § 222 
BGB in der bisherigen Form der Einrede gegen die 
demokratische Gesetzlichkeit verstoße. Sein Hinweis, 
daß die demokratische Gesetzlichkeit nicht formal ver­
standen werden darf, sondern inhaltlich verwirklicht 
werden muß, ist zweifellos richtig: „Die A n w e n d u n g  
der Rechtsnormen auch des übernommenen Rechts muß 
der Verwirklichung der staatlichen Politik unserer 
Arbeiter- und Bauemmacht dienen“ (Sperrung von mir, 
H. O.).
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